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Nordrhein-Westfalen-Koalition 
 
 
Nordrhein-Westfalen hat große Potenziale. Unser Land ist geprägt durch eine breite 
kulturelle und regionale Vielfalt. Die europaweit einzigartige Hochschul- und For-
schungslandschaft ist Ideengeber und Motor für gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Fortschritt weit über die Landesgrenzen hinaus. Unsere großen Unternehmen und un-
sere stark mittelständisch geprägte Wirtschaft in Handwerk, Industrie und freien Beru-
fen sind untrennbar in Wertschöpfungsketten miteinander verbunden. Der Einsatz und 
die Innovationsfreude ihrer qualifizierten und engagierten Beschäftigten bilden die 
Grundlage für unseren Wohlstand von morgen.  
 
Nordrhein-Westfalen bietet uns allen eine lebenswerte Heimat im Herzen Europas. 
Weltoffenheit und Toleranz, Verantwortungsgefühl und Gemeinsinn schaffen einen 
starken gesellschaftlichen Zusammenhalt – ob in den großen Städten oder in den länd-
lichen Regionen.  
 
Nordrhein-Westfalen schöpft seine Potenziale aber bei weitem nicht aus. Die Bürge-
rinnen und Bürger spüren das in ihrem Leben Tag für Tag. Christdemokraten und Freie 
Demokraten nehmen den Auftrag an, unser Land freier und sicherer, fairer und mo-
derner zu gestalten. Wir wollen die Stärken unseres Landes, das Engagement seiner 
Bürger und die Chancen der Digitalisierung nutzen, um das Leben für alle noch besser 
zu machen.  
 
Wir wollen Kindern den Aufstieg unabhängig von der Herkunft der Eltern ermöglichen. 
Beste Bildung, zukunftssichere Arbeitsplätze und mehr Sicherheit in allen Winkeln un-
seres Landes – das sind die Ziele unserer Politik. Diesen Politikwechsel zu gestalten, 
dafür braucht es Mut und Zuversicht. Wir werden diesen Weg mit großer Entschlos-
senheit mit den Menschen gehen. 
 
Wir verstehen uns als Bündnis des Aufbruchs und des Ausgleichs. Uns ist wichtig, 
Freiheit und Sicherheit, Ökonomie und Ökologie, städtische Räume und ländliche Re-
gionen wieder miteinander ins Gleichgewicht zu bringen. Wir versöhnen Gegensätze 
und schaffen Raum für Fortschritt.  
 
Wir wollen bei der Lösung der großen Fragen unserer Zeit zu einem Impulsgeber in 
der deutschen und europäischen Politik werden. Dafür bringen wir unser Gewicht in 
Berlin und Brüssel stärker ein. Wir bekennen uns zu Europa und wollen es gemeinsam 
mit unseren Nachbarn Belgien, Luxemburg und den Niederlanden aus der Mitte des 
Kontinents heraus mitgestalten.  
 
Um diese großen Herausforderungen anzupacken, bilden Christdemokraten und Freie 
Demokraten die Nordrhein-Westfalen-Koalition. Als eigenständige Parteien schließen 
wir eine Modernisierungspartnerschaft und bringen unser Land wieder voran. 
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 Zur Stärkung der Transparenz des Staates und für bessere Möglichkeiten der Nut-
zung öffentlicher Informationen und Daten etwa durch die Wissenschaft führen wir 
in Analogie zum Bundesgesetz ein Open Data Gesetz NRW ein. 

 Die Digitalisierung bringt zahlreiche Chancen für eine Modernisierung und Ent-
schlackung des Statistikwesens. Diese Chancen wollen wir zur Entlastung des Mit-
telstands von Bürokratie nutzen. 

 
 
LANDESPLANUNG UND WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG 
 
Landesplanung 
 
Der Landesentwicklungsplan (LEP) soll zukünftig wieder eine nachhaltige Entwicklung 
ermöglichen und dabei ein Gleichgewicht zwischen sozialem Zusammenhalt, Ökono-
mie und Ökologie herstellen. 
 
Ländliche Regionen und Ballungsräume brauchen wieder gleichwertige Entwicklungs-
chancen. Dazu werden wir unseren Kommunen Flexibilität und Entscheidungskompe-
tenzen bei der Flächenausweisung zurückgeben. Wir werden ermöglichen, dass be-
darfsgerecht neue Wohngebiete und Wirtschaftsflächen ausgewiesen werden können, 
auch in Orten mit weniger als 2.000 Einwohnern. 
 
Zum Erhalt unserer Wertschöpfungsketten sowie zur Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen muss die Landesplanung Standortsicherung und Standortentwicklung 
durch die Bereitstellung und Bevorratung von Flächen zur gewerblichen und industri-
ellen Nutzung ermöglichen. Gemeinsam mit den Standortkommunen wollen wir das 
immense Flächenportfolio der RAG von fast 8.000 Hektar für eine wirtschaftliche, städ-
tebauliche und Freiraum schützende Entwicklung nutzbar machen. Den Ansiedlungs-
schutz von Bereichen für gewerbliche und industrielle Nutzung wollen wir stärken.  
 
Tierhaltungsanlagen sollen im Außenbereich weiter zulässig sein. Ställe gehören nicht 
in Industriegebiete. 
 
Wir werden die Unterscheidung in Landes- und Regionalbedeutsamkeit von Flughäfen 
und Häfen im LEP aufheben, um allen Standorten die gleichen Entwicklungsmöglich-
keiten zu geben.  
 
Die LEP-Flächen für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben werden wir 
ertüchtigen und weiterentwickeln. Wir werden insbesondere den Strukturwandel im 
Ruhrgebiet gestalten. Der newPark soll in den nächsten Jahren zum Top-Standort für 
neue Industrie in Nordrhein-Westfalen werden. Das Industrieareal am nördlichen Rand 
der Metropole Ruhr soll Standort für die Industrien und Arbeitsplätze der Zukunft wer-
den. Dort sollen Industrieunternehmen aus der ganzen Welt willkommen sein. 
 
Im Rahmen des LEP wollen wir die Ausweisung von Versorgungszeiträumen und Re-
servezeiträumen für die Rohstoffsicherung wieder auf je 25 Jahre verlängern. 
 
Der ökologische Ausgleich bei der Inanspruchnahme von Natur und Landschaft benö-
tigt dringend innovative Ansätze bei der Kompensationsregelung. Anstelle der Auswei-
sung neuer Schutzflächen wollen wir vorrangig bestehende Flächen qualitativ aufwer-
ten. Dazu führen wir ein Monitoring von Naturschutzflächen ein. Ferner wollen wir den 
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Vertragsnaturschutz stärken und ihm Vorrang vor dem Amtsnaturschutz einräumen. 
Kompensationsmaßnahmen sollen zudem verstärkt für die Finanzierung von Brachflä-
chensanierungen, naturverbessernde Maßnahmen innerhalb bebauter Gebiete, die 
Aufstellung von Landschaftsplänen oder die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
genutzt werden.  
 
Diese Leitlinien werden wir für die gesamte Landesregierung bindend festlegen. Die 
landesplanerischen Vorgaben werden wir in einem gestuften Verfahren korrigieren. 
Dazu gehört auch der in den anderen Kapiteln dieses Koalitionsvertrags genannte Kor-
rekturbedarf.  
 
Für größtmögliche Rechts- und Planungssicherheit werden wir kurzfristig die notwen-
digen Korrekturen zum Beispiel auf dem Erlass- und Verordnungsweg und durch ein 
entsprechendes Investitionsbeschleunigungsgesetz auf den Weg bringen. Dadurch 
wird der LEP praxisorientiert anwendbar. Darüber hinaus bestehender Korrekturbedarf 
wird im Rahmen eines konzentrierten Planänderungsverfahrens adressiert.  
 
Fläche ist ein endliches Gut, mit dem sparsam umzugehen ist. Wir wollen moderne 
Flächenmanagementsysteme wie Zertifikathandel und Flächenpools anwenden, um 
den Flächenverbrauch zu minimieren. 
 
Angesichts der langen LEP-Erarbeitungsverfahren und der Schnelllebigkeit gesell-
schaftlicher Änderungen soll mittelfristig die Struktur der Landes- und Regionalplanung 
vereinfacht und flexiblere Planverfahren entwickelt werden. Hierbei wollen wir neue 
Mechanismen prüfen und entwickeln und eine marktwirtschaftliche Lösung für einen 
zertifikatbasierten Flächenhandel in einem Modellprojekt, zum Beispiel im Rheinischen 
Revier, erproben. 
 
Bei Neuansiedlungen gewerblicher oder industrieller Unternehmen auf bisher entspre-
chend genutzten Flächen wollen wir diese immissionsschutzrechtlich der Vornutzung 
gleichstellen. Ein solcher Bestandsschutz für die Fläche ist insbesondere für die Be-
wältigung des Strukturwandels im Ruhrgebiet wichtig.  
 
Wirtschaftsförderung 
 
Mit unserer Wirtschaftsförderung wollen wir wirksame Anreize für Investitionen in den 
Standort und Ansiedlungen setzen und Innovations- und Wachstumsprozesse initiie-
ren. Das ist unser Maßstab an alle bestehenden und zukünftigen Förderstrukturen und 
-instrumente. 

 Ein Grundsatz für gezielte Wachstumsimpulse ist das „Stärken stärken“. Dabei ori-
entieren wir uns nicht an institutionellen regionalen Grenzen, sondern an relevan-
ten Vorteilen und Synergien. Deshalb werden wir Anreize dafür schaffen, dass be-
stehende wirtschaftliche Strukturen mit hoher Wettbewerbsfähigkeit ausgebaut 
werden und weitere Spitzeneinrichtungen im Verbund von Wirtschaft, Wissenschaft 
und Forschung wie Max-Planck- oder Fraunhofer-Institute in Nordrhein-Westfalen 
entstehen. Die im Rahmen der „Digital Hub“-Initiative des Bundes ausgewählten 
Hubs in Dortmund und Köln entwickeln wir gezielt weiter. 

 Den Rahmen der aktuellen Förderperiode der europäischen Strukturfonds EFRE, 
ESF und ELER unterziehen wir einer Erfolgskontrolle. In den laufenden Program-
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men etablieren wir einfache Verwaltungsverfahren, um die Förderinstrumente bes-
ser handhabbar sowie die Beratungsstrukturen transparenter und effizienter zu ge-
stalten. 

 Nordrhein-Westfalen muss auch künftig angemessen von Struktur- und Investiti-
onsfonds profitieren. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die Förderinstrumente 
im Rahmen der nächsten Programmperiode auf die Schwerpunkte Digitalisierung, 
Innovationen, KMU und Qualifizierung gelegt werden. Die Vergabe der Mittel über 
Wettbewerbsverfahren soll dabei ausgebaut, Jurys effizient zusammengesetzt, 
Vergabekriterien transparent gestaltet und die Interessen kleiner und mittlerer Un-
ternehmen berücksichtigt werden. 

 Auch die Chancen des Europäischen Investitionsprogramms (EFSI) wollen wir für 
Nordrhein-Westfalen besser nutzbar machen. 

 Die Arbeitsteilung zwischen NRW.Invest und NRW.International hat sich bewährt. 
Ihre Zusammenarbeit werden wir ausbauen. Den Ausbau der Kompetenzen in der 
„Willkommenssprache Englisch“ in den Verwaltungen in Nordrhein-Westfalen för-
dern wir, um Neuansiedlungen von Unternehmen aus dem Ausland zu unterstüt-
zen. 

 
Um einen schnellen und unbürokratischen Einsatz von Fördermitteln sowie ein höhe-
res Maß an Verlässlichkeit sicherzustellen, werden wir Vorab-Prüfungen durch den 
Landesrechnungshof ermöglichen. 
 
Wir werden regelmäßig einen wissenschaftlich fundierten und unabhängigen Innova-
tionsbericht vorlegen. 
 
Die Entwicklung des nördlichen Ruhrgebietes und des Ibbenbürener Reviers nach der 
dort kurzfristig bevorstehenden und abschließenden Beendigung des Steinkohleberg-
baus werden wir bestmöglich unterstützen. Christdemokraten und Freie Demokraten 
konnten den Ausstieg aus der subventionierten Steinkohleförderung gesellschaftlich 
nur deshalb durchsetzen, weil damit ein Versprechen verbunden war: Die Subventio-
nen der Vergangenheit sollten in die Zukunft investiert werden. Diese Idee werden wir 
weiter verfolgen. Wir werden eine Vision für das Ruhrgebiet entwerfen. In diesem 
Sinne werden wir mit Europäischer Kommission und Bundesregierung im Jahr 2018 – 
dem Jahr, in dem die letzte Zeche in Nordrhein-Westfalen seine Tore schließen wird – 
eine gemeinsame „Konferenz zur Zukunft des Ruhrgebiets“ durchführen. 
 
Nordrhein-Westfalen profitiert von und bekennt sich zum Freihandel. Wir bringen uns 
offensiv in die Verhandlungen von Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen 
Union und anderen Staaten bzw. Regionen ein und treiben diese voran. 
 
Wir setzen uns für eine Entbürokratisierung der Einfuhrumsatzsteuer auf Bundes-
ebene ein.  
 
 
INDUSTRIE UND ENERGIE 
 
Der Wohlstand der Bürgerinnen und Bürger und die Zukunft von Millionen Arbeitsplät-
zen hängen maßgeblich von der Entwicklungsperspektive für unseren Industrie- und 
Energiestandort ab. Wir werden die Rahmenbedingungen für Mittelstand und Industrie 
verbessern, treten ein für eine sichere und bezahlbare Energieversorgung sowie einen 
wirksamen Klimaschutz. Durch die Landesplanung schaffen wir mehr Flexibilität zur 
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umweltverträglichen und schnellen Verfügbarkeit von Siedlungs- und Wirtschaftsflä-
chen. 
 
Zukunfts- und wettbewerbsfähige Industrie 
 
Die überwiegend mittelständisch geprägte Industrie ist das Rückgrat der nordrhein-
westfälischen Wirtschaft und bietet rund einer Million Menschen einen Arbeitsplatz. 
Ihre Innovations- und Entwicklungsfähigkeit können Wachstumskräfte für den gesam-
ten Standort und darüber hinaus freisetzen. Dafür muss die Wettbewerbsfähigkeit der 
breit aufgestellten industriellen Wertschöpfungsketten gestärkt werden.  
 
Wir wollen Nordrhein-Westfalen zum innovativsten Industriestandort in Europa ma-
chen und hierzu beste Investitionsbedingungen schaffen. Die immer kürzer werdenden 
Innovations- und Produktionszyklen erfordern schnellere Planungs- und Entschei-
dungsprozesse. Wir werden die Bürokratielasten für forschungsintensive Unterneh-
men verringern und den digitalen Umbau im Bereich von Bildung, Wirtschaft und Ver-
waltung unterstützen. Zukunft und Industrie sind in Nordrhein-Westfalen untrennbar 
miteinander verbunden. 
 
Die im Wirtschaftsministerium erarbeiteten industriepolitischen Leitlinien werden wir zu 
einem industriepolitischen Leitbild mit verbindlichen Zielen für die gesamte Landesre-
gierung weiterentwickeln. Damit geben wir auch ein positives Bekenntnis zur Industrie 
als Grundpfeiler für nachhaltiges Wachstum und Wohlstand in unserem Land ab. Die 
Initiativen, die das Bewusstsein für den gesellschaftlichen Mehrwert von Industrie er-
folgreich vermitteln, werden wir weiter unterstützen. 
 
Christdemokraten und Freie Demokraten stellen sicher, dass die Interessen des In-
dustrie- und Energiestandorts Nordrhein-Westfalen künftig wieder wahrnehmbar und 
mit Nachdruck gegenüber dem Bund und der Europäischen Union vertreten werden. 
 
Leistungsfähige Infrastrukturen sind das zentrale Nervensystem einer starken Indust-
rie. Das gilt für den Verkehrsbereich genauso wie für digitale Netze. Ebenso gilt es, die 
Verbundstrukturen der chemischen Industrie zu erhalten und auszubauen. Rohrfern-
leitungen sind hierfür ein unverzichtbares Element. Zudem wollen wir eine gemein-
same Entwicklung der Chemieregion Rheinland-Flandern durch den Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur unterstützen und die Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit der 
chemischen Industrie im Ruhrgebiet für die Energiewende nutzen. 
 
Wir werden die Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission zur Zukunft der 
chemischen Industrie in Nordrhein-Westfalen umsetzen. Einen besonderen Fokus le-
gen wir auf den Erhalt der Wertschöpfungsketten, der Wettbewerbsfähigkeit, der Ar-
beitsplätze und der Innovationsfähigkeit der in Nordrhein-Westfalen ansässigen che-
mischen Industrie. Hierzu suchen wir den Dialog mit Industrie und Gewerkschaften.  
 
Die hochinnovative und überwiegend mittelständisch geprägte Pharmazeutische In-
dustrie in Nordrhein-Westfalen ist ein Stabilitätsanker, den wir erhalten und stärken. 
Wir werden einen Pharmadialog zwischen Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften ini-
tiieren und eine gemeinsame Strategie zur Stärkung des Standorts erarbeiten. 
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